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Angesichts des Corona-Theaters und des Fallouts des Ukraine-Konflikts tritt das Schicksal „EU-Europas” 
immer stärker in den Vordergrund: Der einsetzende wirtschaftliche Niedergang werden durch die Plan-
losigkeit der europäischen Politik-Kaste noch verstärkt. Nun aber zeichnet sich die zumindest von den 
US-Eliten forcierte, beabsichtigte „Lösung” ab: eine „neue Ära” der US-EU-Beziehungen, wie dies der 
US-Außenpolitiker Stuart Eizenstat kürzlich in der Financial Times bezeichnete. Ein Blick auf die sich 
rasch wandelnden US-EU-Beziehungen ist unbedingt notwendig für eine informierte Debatte, der sich 
die „Leit- und Qualitätsmedien” allerdings bis dato, aber immerhin konsequent verweigern.

The Empire Strikes Back: USA planen 
„neue Ära“ der EU-Beziehungen

US-Vizepräsident Joe Biden besucht offi-
ziell das Europäische Parlament (rechts: 
Martin Schulz), 6.2.2015. (Foto: European 
Parliament, Flickr, CC BY-NC-ND 2.0)

Dieser Text wurde zuerst am 01.08.2023 auf www.tkp.
at unter der URL <https://tkp.at/2023/08/01/the-empire-
strikes-back-usa-planen-neue-aera-der-eu-beziehun-
gen/> veröffentlicht. Lizenz: Assoc. Prof. Dr. Stephan 

Sander-Faes, tkp, CC BY-NC-ND 4.0

Zugegeben, es tut sich einiges in EU-
Europa in letzter Zeit: von der forcier-
ten Einführung einer Digitalen ID [1] und 
digitalen Reisepässen [2] auf Basis des 
Covid-Zertifikats [3] (TKP berichtet seit 
jeher ausführlich, auch über die Verwick-
lungen mit der WHO [4]).

Die Auswirkungen des Ukraine-Kon-
flikts werden Europa noch lange be-
treffen: Der eingesetzte wirtschaftliche 
Niedergang wird sich aufgrund der nega-
tiven Folgen der „Russland-Sanktionen” 
und aufgrund massiv höherer Energie-
kosten in den kommenden Jahren noch 
verschärfen.

Belege hierfür finden sich zuhauf: so 
weist zwar die EU-Kommission folgen-

den Kommentar mit dem Hinweis „zu-
letzt aktualisiert am 4. Mai 2023” aus 
[5]:„

2022 war ein schlechtes Jahr für 
die russische Wirtschaft. Schätzungen 
zufolge ist das russische Bruttoinlands-
produkt (BIP) im Jahr 2022 um 2,1 % 

gesunken.

Russlands Wirtschaft könnte auch 2023 
weiter schrumpfen. Im schlimmsten Fall 
wird ein Rückgang des BIP um 2,5 % 
(OECD) bzw. um 0,2 % (Weltbank) erwar-
tet. Der IWF erwartet ein Wachstum im 

Jahr 2023 (0,7 %).“
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Der IWF prognostiziert Russland ein 
Wirtschaftswachstum von 0.7 %, aber 
„Russlands Wirtschaft könnte auch 2023 
weiter schrumpfen”, wie die EU-Kom-
mission glaubt.

Dies mag in Brüssel „Realität” sein, 
die Wirklichkeit sieht – auch für Reu-
ters schwer zu glauben [6] – anders 
aus: Deutschland, der „Motor” der EU 
und Eurozone, ist zwischenzeitlich in 
die „Rezession gerutscht”, wie auch die 
„Leit- und Qualitätsmedien” mittlerwei-
le zerknirscht zugeben müssen [7]. Eine 
Änderung ist angesichts der hohen Ener-
giekosten nicht in Sicht, wie Daten der In-
ternationalen Energie-Agentur (IEA) auf 
einen Blick zeigen [8]:

Wer angesichts dieser drastischen Dis-
krepanzen zwischen Energiepreisen (hier: 
Erdgas) in den USA vs. Europa und Ja-

pan auf eine rasche Erholung hofft, der 
liegt wohl kaum richtig. Von den deutlich 
höheren Lohnstück- und Nebenkosten in 
Europa ganz zu schweigen.

Eizenstat fordert eine „neue Ära 
der US-EU-Beziehungen”

Vor dieser harten Realität verspielt die 
EU-Kommission dieser Tage den letzten 
Rest von Souveränität und Eigeninitiati-
ve, den „Europa” seit 1945 noch beses-
sen hat. So schreibt der unter US-Präsi-
dent Bill Clinton (im Amt 1993-2001) 
als Diplomat wirkende Stuart Eizenstat 
kürzlich in einem Gastkommentar [9] in 
der Financial Times die folgenden Zei-
len (hier und in Folge meine Übersetzung 
und Hervorhebungen):

„Ein neuer transatlantischer Rahmen 
zwischen den USA und der EU, ver-
gleichbar mit der Nato, ist notwendig, 
um die Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts zu bewältigen. Die Nato leistet 
derzeit einen unverzichtbaren Dienst, 
indem sie die Ukraine gegen die russi-
sche Aggression unterstützt, so wie sie 
es in den 1990er Jahren bei der Beendi-
gung der Kriege in Bosnien und im Ko-
sovo getan hat. Aber das Bündnis bean-
sprucht die ganze Aufmerksamkeit der 
Staats- und Regierungschefs auf beiden 
Seiten des Atlantiks zu einer Zeit, in 
der wir mit Problemen konfrontiert sind, 
die über sein Mandat hinausgehen. Mi-
litärische Sicherheit, wirtschaftliche Si-
cherheit und Wohlstand sind miteinan-
der verflochten und müssen koordiniert 

werden.”

Ausdrücklich genannt werden der Auf-
stieg Chinas, die als „existenziell” be-
zeichnete „Bedrohung” durch „den 
Klimawandel”, zunehmend fragiler Ver-
sorgungsketten und der fortgesetzte Zu-
griff auf wichtige Rohstoffe, neue Tech-
nologien wie künstliche Intelligenz, die 
„nukleare Bedrohung durch Iran und 
Nordkorea” – ein „Dauerbrenner” – und 
der Wiederaufbau der Ukraine. Eizens-
tat konstatiert: „All dies erfordert eine 
stärkere Zusammenarbeit zwischen den 
USA und der EU als je zuvor.”

„Während die Teilnahme amerikanischer 
Präsidenten und europäischer Staats-
chefs an Nato-Gipfeltreffen selbstver-
ständlich ist, finden Gipfeltreffen zwi-
schen den Staats- und Regierungschefs 
der USA und der EU allenfalls sporadisch 
statt. Es gibt keine gemeinsame Vision 
für die Zukunft, und bei wichtigen Ini-
tiativen geht jeder seinen eigenen Weg, 
ohne sich vorher mit den Regierungen 
und Unternehmen auf der anderen Sei-

te des Atlantiks abzusprechen.”

Besonders befremdlich findet Eizenstadt 
übrigens die Tatsache, dass die EU in vie-
len Bereichen – zuletzt betreffend „künst-
liche Intelligenz” – ohne Rücksprache mit 
den USA vorgeht. Der für Herbst 2023 
avisierte US-EU-Gipfel ist daher aus fol-
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genden sechs Überlegungen bedeutsam, 
um eben jene vertiefte transatlantische 
Kooperation herbeizuführen:

„Erstens sollte die zunehmend wichti-
ge Rolle, die die EU im Sicherheitsbe-
reich spielt, anerkannt werden. Zwei-
tens sollten Mechanismen entwickelt 
werden, einschließlich einer transatlan-
tischen Folgenabschätzung, die Überra-
schungen durch die Verkündung von Ge-
setzen ohne vorherige Konsultation auf 
beiden Seiten des Atlantiks verhindern 

würden.

Drittens sollten wir die Integration 
unserer Volkswirtschaften voran-
treiben, indem wir eine neu formu-
lierte transatlantische Freihandels- 
und Investitionsinitiative aushandeln, 
mit dem Ziel, innerhalb von zehn Jah-
ren einen zollfreien transatlantischen 
Markt zu schaffen und gleichzeitig die 
nationalen Umweltgesetze zu schützen, 
die Beschränkungen für Investitions-
hemmnisse aufzuheben, die Kapital-
märkte mit wechselseitig anerkann-
ten Rechnungslegungsstandards zu 
integrieren und es zu ermöglichen, dass 
Produkte mit einer Reihe von Tests auf 
einem Markt, die beide Seiten zufrie-
den stellen, gegenseitig akzeptiert wer-
den. Auf diese Weise können westli-
che statt chinesische Standards für 
weltweit verkaufte Produkte geschaf-
fen werden.

Viertens sollten die transatlantischen 
Organisationen des Privatsektors aus 
der Neuen Transatlantischen Agen-
da von 1995 für Unternehmen, Arbeit-
nehmer, Verbraucher und Umweltgrup-
pen wieder ins Leben gerufen werden. 
Fünftens sollte auf der Grundlage des 
Transatlantischen Dialogs eine Transat-
lantische Versammlung nach dem Vor-
bild des NATO-Rats geschaffen werden. 
Und schließlich die Einrichtung jährli-
cher Gipfeltreffen zwischen der EU und 

den USA.”

In vielerlei Hinsicht sind diese Forde-
rungen klar mehr als nur „alter Wein in 
neuen Schläuchen”.

Fürchte die Amerikaner just dann, 
wenn sie „Geschenke” anbieten

Nicht nur schlägt Eizenstat eine Rückkehr 
zu den von Bill Clinton, Tony Blair, Ger-
hard Schröder und Angela Merkel voran-
getriebenen, für die Mehrheit der Bevölke-
rung hingegen desaströse Wirtschafts- und 
Außenpolitik vor, von den Folgen für die 
nichtwestlichen Völker – allen voran die 
völkerrechtswidrigen Aggressionen gegen 
Jugoslawien (1998-99), den Irak (2003-), 
Syrien (2009-) oder Libyen (2011-), von 
Georgien (2008) und der Ukraine ganz zu 
schweigen (mind. 2013/14-).

Die von den US-Leitmedien voran-
getriebene Militarisierung der US-EU-
Beziehungen „nach Vorbild des NA-
TO-Rats” ist vermutlich – wie auch der 
WHO-„Pandemievertrag” bzw. die Inter-
nationalen Gesundheitsvorschriften [10] 
– eine Angelegenheit, die nicht zuletzt im 
Widerspruch zu den Verfassungen von 
Deutschland, Österreich und vielen an-
deren Ländern steht.

Volksabstimmungen über derartige 
Änderungen sind das Mindeste, was 
Politik, Medien und Zivilgesellschaft 
fordern müssten.

Eizenstat fodert zudem auch die Wie-
deraufnahme der ökonomischen Integra-
tionsbemühungen auf Basis der von Ba-
rack Obama forcierten „Transatlatischen 
Handels- und Investment Partnerschaft” 
(Transatlantic Trade and Investment Part-
nership, TTIP), die letztlich von Donald 
Trump abgesagt wurde. Es ist hierbei es-
senziell zu beachten, dass diese „Part-
nerschaft” in erster Linie eine massive 
Verbesserung sog. „Investorenrechte” be-
deutet hätte, wobei transnationale Kon-
zerne u.a. das „Recht” erhalten hätten, 
nicht realisierte Gewinne von National-
staaten einklagen zu können. Daneben 
nehmen sich „Sorgen” um „Spekulations-
gewinne” bzw. deren Abschöpfung durch 
eine „Transaktionssteuer” (Tobin Tax) als 
Kinderkram aus, von einer „Vermögens-
steuer” wie etwa durch manche Träumer 
links der Mitte nun wieder gefordert ganz 
zu schweigen.

Die Ablehnung derartiger Verände-
rungen ist das Mindeste, was die Be-
völkerung von ihren (nominellen) Polit-
Vertretern einfordern müsste.

Widrigenfalls stehen massive Ver-
schlechterungen in nahezu allen Be-
reichen im Raum: bekanntlich sind die 

Von links nach rechts: NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg; Ursula von der Leyen (EU-Präsi-
dentin); Fumio Kishida (Premierminister, Japan); Justin Trudeau (Premierminister, Kanada); 
US-Präsident Joe Biden; Bundeskanzler Olaf Scholz (Deutschland); Boris Johnson (Premier-
minister, Großbritannien); Präsident Emmanuel Macron (Frankreich), 25.3.2022. (Foto: NATO, 
Flickr, CC BY-NC-ND 2.0)
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Qualitäts- und Sicherheitsstandards in 
der EU v.a. für Lebensmittel und Phar-
ma-Produkte „anders” als in den USA. 
Vereinfacht ausgedrückt müssen die 
Hersteller von Produkten in der EU/
EWR belegen, dass diese „sicher” bzw. 
keine Risiken darstellen; in den USA 
hingegen ist es ausreichend darzulegen 
(sic), dass keine derartigen Probleme be-
kannt sind. Angesichts des drastischen 
realpolitischen Ungleichgewichts zwi-
schen Washington und Brüssel steht klar 
im Raum, dass die massiv laxeren US-
„Standards” wohl auf Europa ausgewei-
tet werden sollen.

Des Weiteren steht klar im Raum, 
was mit der Forderung nach „wechsel-
seitig anerkannten Rechnungslegungs-
standards” gemeint ist: Die institutiona-
lisierte Untergrabung der europäischen 
Rechtstraditionen und Spruchpraxis in 
der Justiz sowie deren Ersatz durch eine 
stark US-geprägte Dominanz auf Basis 
des „common law”. Dies war übrigens ei-
ner der kaum bekannten Streitpunkte des 
„Brexit”, da viele „internationale” Ver-
träge und Investitionen in der EU bereits 
dem (britischen) „common law” folgten, 
da dieses einfacher mit deren US-Vari-
ante kompatibel war. Dies ist, wie etwa 
ein Mitarbeiter von J.P. Morgan Chase 
mir gegenüber in einem Gespräch kürz-
lich bestätigt hatte, nach wie vor gängi-
ge Praxis.

Eine breite öffentliche Diskussion 
der von Eizenstat ausgesprochenen 
US-Ziele sowie deren Konsequenzen 
sei – nein: muss – die Messlatte des 
politisch-gesellschaftlichen Diskur-
ses sein.

Das willfährige Schweigen von Politik 
sowie „Leit- und Qualitätsmedien” darü-
ber spricht jedoch Bände.

Geheim gehaltene Ergebnisse 
des US-EU-Treffens in Stockholm 
(16./17. März 2023)

Mitte März 2023 fand ein Treffen ei-
ner Arbeitsgruppe zur „US-EU-Sicher-
heits-Kooperation” in Stockholm statt 
[11]. Wenn Sie davon nichts mitbekom-
men haben, wird es dafür Gründe ge-
ben (u.a. das Nicht-Lesen meines Sub-
stacks [12]).

Da über die Ergebnisse der Beratun-
gen offenbar Stillschweigen vereinbart 
worden war, habe ich versucht, von der 
damaligen schwedischen Ratspräsident-
schaft Informationen darüber zu erhal-
ten.

Hier finden Sie nun in Folge die „offi-
zielle” Antwort von Sophie Dernild, die 
für die schwedische Regierung arbeitet 
– sowie die „im Internet” aufgetauch-
ten Notizen (ebenso in meiner Überset-
zung und mit meinen Hervorhebungen 
versehen):

„Da die Treffen der leitenden Beamten 
im Rahmen des Innen- und Juztiz-Dia-
logs zwischen der EU und den USA der 
Vorbereitung der Ministertreffen dienen, 
werden keine formalen Schlussfolgerun-
gen vorgelegt. Die wiederkehrenden Ta-
gesordnungspunkte sind jedoch in der 
Gemeinsamen Erklärung des letzten Mi-
nistertreffens vom 15. Dezember 2022 in 
Washington gut wiedergegeben [13] , die 
auf einem nächsten Ministertreffen im 

Juni weiterverfolgt werden soll.”

(Screenshot: https://www.bundesregierung.de/breg-de/mediathek/eu-ratspraesidentschaft-2153548)
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Wir halten fest: „Vorbereitungstreffen” 
finden jenseits der Öffentlichkeit statt, 
wenn der Pöbel dann nachfragt, so wird 
auf Pressemitteilungen verwiesen, die 
zwar ebenso lauthals mit leeren Phra-
sen um sich wirft, aber dennoch tief bli-
cken lässt:

„Das Gipfeltreffen in Washington war 
eine Gelegenheit, das Engagement der 
Europäischen Union und der Vereinig-
ten Staaten für eine starke transatlanti-
sche Partnerschaft in einer Zeit großer 
geopolitischer Herausforderungen zu be-
kräftigen. Beide Seiten bekundeten ihre 
Entschlossenheit, die Zusammenarbeit 
in den Bereichen Justiz und Inneres zu 

verstärken.

Terrorismus und gewalttätiger Extre-
mismus in all seinen Formen…müssen 
mit geeigneten Mitteln bekämpft wer-
den. Der Austausch von Informationen 
über den Terrorismus ist der Schlüs-
sel zur Erreichung dieses Ziels. Beide 
Seiten befürworteten ein Pilotprojekt 
zum systematischeren Austausch sol-
cher Informationen und beauftragten 
die Hohen Beamten, bei ihrem nächsten 
Treffen in der ersten Jahreshälfte 2023 
eine Bilanz des Projekts zu ziehen… 
[das Treffen in Stockholm am 16./17. 
März 2023, Anm.]

Die USA und die EU betonten die Be-
deutung des Austauschs von Fluggast-
datensätzen (PNR) als ein wichtiges 
internationales Instrument zur Terroris-
musprävention und Verbrechensbekämp-
fung. Beide Seiten bekundeten ihr gegen-
seitiges Engagement für den weiteren 

Austausch von PNR-Daten…

Die USA und die EU bekräftigten ihr 
Ziel, die Verhandlungen über ein Ab-
kommen zwischen der EU und den 
USA zur Erleichterung des Zugangs 
zu elektronischen Beweismitteln für 
die Zwecke der Zusammenarbeit in Straf-
sachen Anfang 2023 wieder aufzuneh-
men…

Die Europäische Union und die Vereinig-
ten Staaten haben sich verpflichtet, die 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
der Umweltkriminalität weiter zu ver-
stärken, unter anderem durch die Ent-
wicklung von Kooperationsinstrumenten 
und Mechanismen für den Informations-

austausch voranzutreiben…”

Wer lesen kann, der sieht eindeutig, was 
hier – hinter verschlossenen Türen und 
ohne Darlegung der Gesprächsinhalte ge-
schieht: Die EU-Kommission ist dabei, 
den US-Behörden automatisierten Zugriff 
auf europäische Personendaten zu gewäh-
ren; es mag schon sein, dass EU-Behör-
den auch auf US-Datenbanken zugrei-
fen werden, aufgrund des realpolitischen 
Ungleichgewichts – und vor dem Hinter-
grund der eingangs erwähnten wirtschaft-
lichen Überlegungen – steht zu erwarten, 
dass US-Konzerne demnächst massive 
Wettbewerbsvorteile in Europa erfahren 
werden.

„Im Internet” habe ich übrigens ein 
Beschlussprotokoll des Stockholmer 
Treffens gefunden (dies ist in dem zu-
vor verlinkten Substack-Beitrag ausführ-
lich zitiert; wenn Sie das PDF ebenso 
haben wollen, schreiben Sie mir doch 
bitte eine E-Mail). In diesem Dokument 
wird klar ausgesprochen, worum es bei 
dieser „Kooperation” offenbar geht (er-
neut meine Übersetzungen und Hervor-
hebungen):

„Das Treffen bot auch die Gelegenheit, 
potenzielle Interessensgebiete für ein-
gehendere Diskussionen auf technischer 

Ebene zu identifizieren…

Es wurde daran erinnert, dass der 
Rechtsterrorismus auf dem Vormarsch 
ist, wobei in einigen Fällen pandemie-
getriebene, gegen die Regierung ge-
richtete Verschwörungsbewegungen 
immer sichtbarer werden. Die Verwi-
schung traditioneller Loyalitäten in der 
rechtsextremen Terrorszene macht das 
Bedrohungsbild komplexer [Zeilenum-
bruch eingefügt, Anm.]

Die EU-Delegation betonte, dass [es] eine 
Herausforderung sei, die beteiligten Ak-
teure zu identifizieren</b> und sicherzu-
stellen, dass die Plattformen ihre Ver-
antwortung wahrnehmen. Es wurden 
Überlegungen angestellt, wie gegen sys-
temfeindliche Gewalt vorgegangen wer-
den kann und wie gewalttätige rechts-
extreme Organisationen auf die Liste 
gesetzt werden können, wobei die vom 
EuGH aufgestellten hohen rechtlichen 

Standards zu berücksichtigen sind…

Die US-Delegation wies darauf hin, 
dass der rasche demografische Wan-
del [lies: „Masseneinwanderung”] als ein 
Prädiktor für Radikalisierung identi-
fiziert wurde… und verwies auf die Be-
sorgnis über Radikalisierung [lies: „zu-
nehmende Unzuverlässigkeit”, Anm.] 
unter den Polizeikräften. Die US-Dele-
gation bat um die Unterstützung der EU 
in globalen Foren, um den Fokus auf „ter-
roristischen” oder „gewalttätigen” Ext-
remismus beizubehalten (und sicherzu-
stellen, dass diese Adjektive nicht fallen 
gelassen werden), um zu verhindern, dass 
repressive Regime dies gegen die freie 
Meinungsäußerung verwenden…

Im Zusammenhang mit den Gesprächen 
über die gemeinsame Nutzung von In-
formationen… [u.a., Anm.] in Bezug auf 
die verstärkte Partnerschaft für Grenz-
sicherheit (EBSP) nahmen die Parteien 
die Absicht zur Kenntnis, einen ersten 
Datensatz im Rahmen eines derzeit ent-
wickelten Konzepts zu übermitteln (das 
den Mitgliedstaaten in der Arbeitsgrup-
pe für den Justiz/Inneres-Informations-
austausch vorgestellt wurde). Beide Sei-
ten begrüßten ein vielversprechendes 
Pilotprojekt zwischen Europol und dem 
US-Ministerium für Innere Sicherheit, bei 
dem es um den Austausch von ESTA-Ver-
weigerungen aus terroristischen Grün-

den geht.…”

Damit jedoch nicht genug – wiewohl 
hier ausreichend Diskussionsmaterial aus-
geführt wird: „gemeinsame Nutzung von 
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Informationen” bedeutet das Teilen Ihrer 
Personendaten mit US-Behörden; über 
„Masseneinwanderung” als Destabilisie-
rungsfaktor wird offenbar ebenso offen 
gesprochen – solange die Bevölkerung 
dabei nicht zuhören „darf”.

Wie diese Gespräche ablaufen, darüber 
konnte man ebenso einiges – und nicht 
nur „zwischen den Zeilen” – lesen:

„Die Parteien begrüßten die Wiederauf-
nahme der Verhandlungen zwischen der 
EU und den USA über ein E-Evidence-Ab-
kommen, die am Rande des SOM [Senior 
Officials Meeting] am 15. und 16. März in 
Stockholm stattfanden… Die nächste Sit-
zung wird im Juni 2023 in Washington, DC, 
stattfinden. Beide Seiten waren sich einig, 
dass im Rahmen der Verhandlungen über 
das UN-Übereinkommen zur Bekämpfung 
der Internetkriminalität eine enge Koor-
dinierung erforderlich ist, um China und 
Russland in ihrem Streben nach einer Re-
gulierung des Internets zu isolieren. Die 
US-Delegation warnte vor der Schaffung 
einer parallelen Datenschutzregelung im 
Rahmen des neuen UN-Übereinkommens 
und erklärte, sie ziehe die Nutzung be-
stehender Gremien zur Überwachung der 
Umsetzung des Übereinkommens der Ein-
richtung einer neuen Konferenz der Ver-

tragsparteien vor.”

Knapp der Hintergrund hierzu: China 
und Russland wollen einen neuen mul-
tilateralen Aufsichts-/Regulierungsrah-
men innerhalb der UNO schaffen, was 
die USA, unterstützt von großen Unter-
nehmen und der EU, verhindern wollen. 
Anders ausgedrückt: es geht – um Geo-
politik.

„In einer kurzen Präsentation von [der 
EU-Agentur für juristische Integration 
und Zusammenarbeit, Anm.] Eurojust 
[14] wurde die laufende Zusammenarbeit 
im ANOM-Fall hervorgehoben, wobei ein 
„Sperrbereich für die Fallbearbeitung” 
eingerichtet wurde, der es Staatsanwäl-
ten ermöglicht, nicht sensible Informa-
tionen über Fälle und Gerichtsentschei-

dungen auszutauschen.”

Abschließend heißt es wie folgt:

„Die EU-Delegation berichtete über die 
aktuellen Überlegungen in der EU zu die-
sem seit langem bestehenden Thema 
(eine Priorität des schwedischen Rats-
vorsitzes) und über die Pläne für eine 
hochrangige Expertengruppe, die sich 
mit dieser Frage ganzheitlich befassen 
soll. Die Überzeugung der EU, dass die 
Legitimität der Strafverfolgungsbehör-
den zur Durchführung von Ermittlungen 
gestärkt werden muss (auch im öffent-
lichen Diskurs), wurde von der US-Dele-
gation geteilt, die ebenfalls der Meinung 
war, dass der „eingebauten Privatsphä-
re” ein „eingebauter rechtmäßiger Zu-
gang” gegenübergestellt werden muss 
(d.h. ein „Zugang durch die Hintertür” 
für die Strafverfolgungsbehörden). Ein 
Bezugspunkt in dieser Hinsicht ist die Er-
klärung der G7 aus dem Jahr 2021, in der 
von der „Aufrechterhaltung eines streng 
kontrollierten rechtmäßigen Zugangs zu 
Daten” die Rede ist; die Strafverfolgungs-
behörden streben in der Tat keine neu-
en Befugnisse an, sondern wollen ihre 
Fähigkeit zur Durchführung von Ermitt-
lungen erhalten. In Bezug auf die Ende-
zu-Ende-Verschlüsselung stellte die US-
Delegation eine gewisse Heuchelei in der 
Position von Internetplattformen fest, die 
sich einer konstruktiven Zusammenar-
beit mit liberalen Demokratien in Bezug 
auf den rechtmäßigen Zugang widerset-
zen, während sie sich dem Druck repres-
siverer Rechtsordnungen beugen. Neben 
der Verschlüsselung wurden von der US-
Delegation auch die Vorratsdatenspei-
cherung und die Datenverarbeitung als 
Schwerpunktbereiche genannt. Sie bestä-
tigte, dass der Kampf gegen die Ausbeu-
tung und den Missbrauch von Kindern im 
Internet weiterhin eine nationale Priori-

tät darstellt.”

Epilog: Geheimniskrämerei und 
Konsequenz

Klar ersichtlich ist das zunehmende Stre-
ben von USA und EU, vorerst noch im 
Geheimen, Exekutivorganen und Justiz-
wesen eine „legitimen…Zugang durch die 
Hintertür” auf Personendaten und der-
gleichen anstreben, wie dies in Ländern 
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mit „repressiverer Rechtsordnung” bereits 
auf der Tagesordnung ist.

Allerhand vollmundige West-Propagan-
da über „Demokratie” und „Rechtsstaat” 
werden innert einiger weniger Zeilen vor 
allem – LÜGEN gestraft.

EU und USA streben danach, auf dem 
Verfahrensweg bzw. „durch die Hinter-
tür” eine Systematik einzuführen, die der-
jenigen von Ländern mit „repressiverer 
Rechtsordnung” entspricht.

Anders formuliert: wenn die Völker 
Europas diese Eliten gewähren lassen, 
ist die Zukunft des Westens klar ersicht-
lich: das Ende von mehreren Jahrhunder-
ten kulturell-gesellschaftlicher Entwick-
lung in Richtung Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit ist (alsbald) passé, die uns 
dräuende Zukunft ist: China.

Nichts von dem hier erwähnten ist üb-
rigens überraschend.

So hat etwa Edward Luttwak, angesehe-
nes Mitglied des transatlantischen Estab-
lishments, vor rund dreißig Jahren – of-
fenkundig sehr klar – die „Zukunft” des 
Westens beschrieben. Luttwak ist übrigens 
ein Mann mit vielen Talenten, daher ist die 
„angemessenste” Biografie vielleicht die 
bei Wikipedia [15].

Ihnen sei in jedem Fall Luttwaks Essay 
mit dem bezeichnenden Titel „Why Fas-
cism is the Wave of the Future [16]” (etwa: 
„Warum Faschismus unsere Zukunft ist”) 
empfohlen, der 1994 – und somit zu ei-
nem Zeitpunkt, an dem der Aufstieg Chi-
nas im weiteren öffentlichen Raum nur we-
nigen bewusst war – im London Review 
of Books erschienen ist.

Immer deutlicher tritt zutage, wie an-
ti-westlich und anti-menschlich die von 
den Eliten in den USA und der EU vor-
angetriebene Politik ist.

Wer schweigt, scheint zuzustimmen.

(Sreenshot: https://de.wikipedia.org/wiki/Electronic_System_for_Travel_Authorization)


